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E11tsehließ11ugen des 10. Landesparteitages 
Gesunde Dörfer 

Der Arbeitskreis „Fragen der Agrarstruk­
tur" bestätigt, daß die Regierung von Hassei 
w ährend der vergangenen vier Jahre in Uber­
einslimmung mit dem Landwirtschaftsgesetz 
eine erfolgreiche schleswig - holsteinische 
Agrarpolitik betrieben hat. Die Bestimmun­
gen dieses Gesetzes sollen aud1 künftig zur 
Sicherunq der landwirtschaftlici1en Ertrags­
lage „als unerläßliche Grundlage für die wei­
tere agrarpolitische Arbeit in unserem Lande 
bis zum äußersten genutzt werden." 

Besonders vordringlich werden der Landesregie­
rung folgende Aufgaben genannt: Schaffung einer 
gesunden Struktur unserer Dörfer - Weiterfüh­
rung der Flurbereinigung unter Einschluß der Aus­
siedlung und Aufstockung. - Fortführung der Sied­
lung im Rahmen der auf dem freien Markt gege­
benen Möglichkeiten und „auf eine Weise, die bei­
den, Heimatvertriebenen und Einheimischen, ge­
recht wird", - Fortsetzung und Ausweitung des 
Wirtschaftswegebaues in Anpassung an die schnell 
fortschreitende Technisierung. - "Veitere Förde­
rung der Wasserwirtschaft. Dabei wird erwartet, 
.daß die Veränderung in der wasserwirtschafllichen 
Zuständigkeit auf der Bundesebene weder den Um­
fang, noch die Finanzierung der unerläßlichen Ar­
beiten beeinträchtigen." 

Abschließend heißt es : .Mit besonderer 
Sorge wird darauf verwiesen, daß die markt­
ferne Lage des Landes die landwirtsci1aftliche 
Ertragslage zunehmend belastet. Die dadurch 
bedingten finanziellen Einbußen treffen alle 
Betriebsgrößen. Sie verhindern aber vor al­
lem die notwendige Rationalisierung in den 
kleineren Betrieben, für die nicht zum wenig­
sten im Hinblick auf die Arbeitsüberlastung 
der Bäuerinnen besondere erleichternde Maß­
nahmen unerläßlich sind. 

Der Ausgleich der Marktferne stellt also der 
Agrarpolitik der sci1leswig - holsteinisci1en 
Landesregierung eine weitreichende Aufgabe, 
zumal die Grundsteuer die Landwirtsci1aft in 
unserem Lande besonders hart belastet. Der 
Erfolg wird um so sid1erer sein, je konsequen­
ter unser Land die Anpassung der Kostenlage 
in den landwirtsci1aftlichen Betrieben an die 
veränderten Marktverhältnisse fördert." 

Einheit der Kultur 
Neun Punkte umfaßt die Entsci1ließunq des 

Arbeitskreises „Kultur- und Sdrnlpolitik". 
Kultusminister Osterloh stellte bei der Be­
rici1terstattung die These voran: „In Freiheit, 
ctristlid1, ohne Heuchelei und ohne Gewis­
senszwang." 

Der Arbeitskreis bekennt sici1 zur Einheit 
der deutsd1en Kultur, zur personalen Würde 
des einzelnen und zum Reci1t jedes Kindes 
auf gleici1e Bildungs- und Entfaltungsmöglich­
keiten. 

Die Entschließung verweist sodann darauf, daß 
das Schulwesen in Schleswig-Holstein mit neunjäh­
riger Volksschutpflidit nach dem Zusammenbruch 
zu neuer Blüte gebracht worden ist. Das klar ge­
gliederte Schulwesen vermittelt allen Kindern 
eine ihren Anlagen entsprechende und ihren zu­
künftigen Berufen angemessene Schulbildung. 
Wichtig ist dabei das Vertrauensverhältnis zwi­
schen Lehrern und Ellern und die Freiheit des Leh­
rers für seine erzieherische Aufgabe .• Alle echte 
Erziehung erwächst aus Vertrauen, Vorbild und 
Liebe", heißt es wörtlich. Der Ausschuß begrüßt 
es, daß die Oberleitung zur dreijährigen Ausbil­
dung der Volksschullehrer in Angriff genommen 
Ist. Weiterhin wünscht der Ausschuß, daß die Lan­
desregierung auch auf dem Gebiet des Religions­
unterrichts für geeignete freiwillige Fortbildungs­
möglichkeiten der Religionslehrer aller Schulgat­
tungen besorgt bleibt. 

Besondere Bedeutung mißt der Arbeitskreis 
der Aufgabe zu, den Kindern ein lebendiges 
Wissen um die heute noch besetzten Gebiete 
in Mittel- und Ostdeutschland zu vermitteln. 
Das Reci1t auf Heimat als Grundforderung 
mensci1Jichen Lebens soll jedem Kind bewußt 
werden. - Die Möglici1keit eines freiwilligen 
hauswirtschaftlichen Praktikums im neunten 
Volkssdrnljahr oder nach dem Ende der Sdrnl­
zeit soll geprüft werden. - Der Ausschuß er-
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muligt schließlici1 die Landesregierung, den 
Ausbau von Landesuniversität, Ingenieur­
und Bausci1ulen durchzuführen und in ihrer 
Sorge für staatsbürgerlici1e Bildung, Erwach­
senenbildung und musische Erziehung sowie 
um die Förderung der Jugend- und Sportver­
bände nicht naci1zulassen. 

Für den 1\1 enschen 
Der Arbeitspreis .Sozialordnung" betont in 

seiner Entschließung: „Bei den noch offenen 
Aufgaben geht es weniger um das Problem 
der Versorgung als vielmehr um die Verbes­
serung der sozialen Beziehungen zwischen 
den Menschen und Gruppen unseres Volkes." 
Vordringlich sei die Schaffung von Eigentum 
in breiten Sci1ichten der Bevölkerung, die Re­
form des Krankenversicherungsrechts und die 
Verbesserung der Berufsausbildungshilfen so­
wie der Nachwuci1sförderung . Um alten und 
kranken Mensci1en so lange wie möglid1 ihre 
Selbständigkeit zu erhalten, soll der Bau von 
Wohnungen angestrebt werden, die beson-
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ders für diesen Personenkreis geeignet sind. 
In vergrößertem Umfange soll daneben der 
Bau von Alterswohnheimen und Rentnerhei­
men - in Verbindung mit Pflegestationen -
gefördert werden. Dabei soll der Gewinnung 
eines geeigneten Naci1wuci1ses für Kranken­
pflege- und Fürsorgeberufe besondere Be­
aci1tung gewidmet werden. 

Gegen jede Vermassung 
Der Arbeitskreis „Selbständiger Mittel­

stand" weist darauf hin, „daß die Wirtsci1aft 
des Landes Schleswig-Holstein von den mit­
telständisd1en Betrieben ein besonderes Ge­
präge erhält, wozu selbstverständlich auci1 

Grii.ße und Grußworte 
In Telegrammen und Grußbotschaften haben der 

Bundesvorsitzende der CDU, Bundeskanzler Dr. 
Konrad Adenauer, Bundesgeschäftsführer Dr. Kras­
ke, die. Landesverbände Rheinland, Württemberg­
Hohenzollern, Niedersachsen, Bremen, der Bezirks­
verband Bielefeld sowie die Christlich-Soziale 
Union Bayerns dem 10. Landesparteitag Grüße 
übersandt und den Wunsch ausgesprochen, daß 
von der Rendsburger Tagung starke Impulse für 
die Landespolitik ausgehen möchten. Der Landes­
verband Hamburg der CDU war durch seinen stell­
vertretenden Landesvorsitzenden, Senator a. D. Dr. 
Renatus Weber, vertreten. 

Der VdK, der Verband der Kriegsgeschädigten, 
Hinterbliebenen und Sozialrentner des Landes 
Sdtleswig-Holstein, übersandte Grüße und wünsch­
te dem 10. Landesparteitag einen guten Verlauf. 
- Aus dem Kreis der Ehrengäste nahmen der Vor­
sitzende des Landesbezirks Nordmark des DGB, 

die freien Berufe gehören•. Im einzelnen 
heißt es u. a .: Eine stärkere Förderung des 
selbständigen Mittelstandes wirkt <ien Ver­
massungs- und Kollektivierungserscheinun­
gen entgegen und schafft die Voraussetzung 
für eine echte Wettbewerbswirtsdiaft. - Die 
Steuerpolitik soll in vermehrtem Maße auf 
eine Bildung des Eigenkapitals in breiter 
Streuung ausgerichtet werden. - Die beste 
Kreditpolitik besteht in der Förderung des 
privaten Kapitalmarktes. Das staatliche Kre­
ditwesen ist zu vereinfachen, der Personal­
kredit stärker zu berücksichtigen. - Die So­
zialpolitik des Bundes soll der Situation der 
mittelständischen Wirtschaft Rechnung tra­
gen; Behörden- und Belegschaftshandel sollen 
bekämpft, die Regiebetriebe eingestellt wer­
den. Der Schwarzarbeit wird der Kampf an­
gesagt. - Eine angemessene Altersversor­
gung des Mittelstandes ist anzustreben, wo­
bei ein Härteausgleich aus Währungssd1äden 
erfolgen muß. - Die stufenweise Eingliede­
rung des Althausbesitzes in die soziale Markt­
wirtschaft ist nunmehr durchzuführen. - Der 
Arbeitskreis weist auf die Notwendigkeit hin, 
Förderungsmaßnahmen auch seitens des Bun­
des für den gesamten Wirtschaftsraum Sd1les­
wig-Holsteins aufrechtzuerhalten. 

Famili ngerecht wohnen 
Der Arbeitskreis „Wolmungspolitik" stellte 

ein Programm auf, aus dem wir zitieren: Be­
seitigung der letzten Barackenlager und son­
stiger Notquartiere. - Sdrnellste Uberfüh­
rung der zur Zeit noch in solci1en Unterkünf­
ten untergebraci1ten Familien in zumutbare 
\Nohnungen, wobei eine angemessene Ver­
sorgung über die Umsci1ici1tung (durch frei­
zumachende billige Alt- und Neubauwohnun- · 
gen) empfohlen wird. - Gegebenenfalls sol­
len individue!J gestaltete Mietbeihilfen den 
Bezug familiengerechter Wohnungen sicher­
stellen. - Durci1 möglichst weile Streuung 
der Bauvorhaben soll auch die miltelständi­
sche Bauwirtschaft gefördert und monopoli­
stischen Tendenzen bzw. Großaufträgen der 
öff entliehen Hand vorgebeugt werden . -
„Solche Maßnahmen fördern den Facharbei­
terwohnungsbau, insbesondere für die millel­
ständisd1e Wirtschaft - zumal wenn diese 
Facharbeiter vordringlici1 in Eigenheimen un­
tergebracht werden." 

Der AFbeitskreis fordert: Familiengerechte Ver­
sorgung hinderreicher Familien, ggf. bei Gewäh­
rung von Miet- und Lastenbeihilfen. Er erkennt 
die bisherigen öffentlichen Leistungen zur Sub­
stanzerhallung des Althausbesitzes an und wünscht 
in den nächsten Jahren besonderes Gewicht für 
Modernisierung und Sanierung des Althausbesit­
zes „mit dem Ziel, ihn sobald wie möglich für die 
freie Marktwirtschaft wettbewerbsfähig zu ma­
chen." 

Die Landesregierung wird aufgefordert, die Mög­
lichkeiten zur weiteren Lockerung der Wohnraum­
bewirtschaftung des Althausbesitzes zu prüfen. 
.Das Endergebnis" der Wohnungspolitik der näch­
sten Jahre muß sein, die Wohnungswirtschaft in 
die soziale Marktwirtschaft zu überführen. 

"Valter, und der SPD-Fraktionsvorsitzende Käber 
das Wort. ' 

Widersprüchlich 
Wir zitieren aus der „Schleswig-Holsteinischen 

Volkszeitung" vom 3. Juli: „Die CDU, die FDP und 
die DP haben die Aufstellung ihrer Landeslisten 
offenbar mit der Absicht immer weiter hinaus­
geschoben, Landtagsabgeordnete des Blocks (ge­
meint ist der BHE, d, Red.) nach ihrem Ubertritl 
nod1 einen aussichtsreichen Platz auf der Liste zu 
geben." 

Am 28. Januar (!) 1958 schrieb die gleiche Zei­
tung: .Auf einer Pressekonferenz berichteten Lan­
desvorsitzender Ministerpräsident von Hassei und 
Landesgeschäftsführer Pusch über die Vorberei­
tungen der Wahl durch die CDU ... Am 5. Juli 
wird ein außerordentlicher Parteitag (voraussicht­
lich in Kiel) endgültig über die Kandidatenliste 
beschließen •.• • 


